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Allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/20071)

des Landkreises Freising

über die Festsetzung des Deutschlandtickets einschließlich 
Ermäßigungstickets als Höchsttarif bis zum 30. April 2024

Hintergrund 

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, das im Jahr 2023 erfolgreich 
eingeführte Deutschlandticket als digitales und deutschlandweit gültiges 
Angebot für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) über das Jahr 
2023 hinaus fortzuführen. Das bundesweit gültige Deutschlandticket er-
möglicht den Fahrgästen mit einem einfachen und günstigen Angebot die 
Nutzung des ÖPNV und stellt einen Baustein für einen attraktiven ÖPNV 
dar.

Mit der vergünstigten Version des Deutschlandtickets für Auszubildende, 
Studierende und Freiwilligendienstleistende (Ermäßigungsticket) wurde 
im Freistaat Bayern für diese Bevölkerungsgruppen ein attraktives tarif-
liches Angebot geschaffen. Das Ermäßigungsticket ist 20 Euro gegenüber 
dem regulären Deutschlandticket reduziert. Diese weitergehende preis-
liche Reduktion wird vom Freistaat Bayern getragen.

Den Aufgabenträgern obliegt es, auf dieser Basis den Ausgleich der Aus-
wirkungen des Deutschlandtickets einschließlich des Ermäßigungstickets 
im Verhältnis zu den Verkehrsunternehmen des allgemeinen ÖPNV nach 
Maßgabe der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 im Rahmen öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge oder allgemeiner Vorschriften zu regeln.

Um die Umsetzung des Deutschlandtickets im allgemeinen ÖPNV in sei-
nem Zuständigkeitsgebiet zum 1. Januar 2024 sowie eine rechtskonforme 
Finanzierung hierfür zu gewährleisten, erlässt der Landkreis Freising eine 
allgemeine Vorschrift im Sinne von Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 in Form einer Allgemeinverfügung. Die allgemeine Vor-
schrift regelt rechtsverbindlich die gemeinwirtschaftliche Verpflichtung 
der im Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Freising tätigen Verkehrs-
unternehmen des allgemeinen ÖPNV zur Anerkennung des Deutschland-
tickets sowie im Gegenzug einen Ausgleich der hierdurch entstehenden 
finanziellen Nachteile unter Bezugnahme auf die MusterRichtlinien 
Deutschlandticket 2024. Hierdurch werden die Vorgaben zum Deutsch-
landticket bezogen auf das Zuständigkeitsgebiet des Landkreises Freising 
umgesetzt.

1. Rechtsgrundlagen

Auf Grundlage von § 8 Absatz 3 und § 8a Absatz 1 Sätze 2 und 3 des Per-
sonenbeförderungsgesetzes (PBefG), Artikel 8 Absätze 1 und 3, Artikel 9 
Absatz 1 des Gesetzes über den öffentlichen Personennahverkehr in Bay-
ern (BayÖPNVG in der zum 1. Januar 2024 geltenden Fassung) sowie Arti-
kel 3 Absatz 2 in Verbindung mit Art. 2 Buchstabe l) der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 erlässt der Landkreis Freising die nachfolgende allgemeine 
Vorschrift zur Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im all-
gemeinen öffentlichen Personennahverkehr (allgemeiner ÖPNV) und zur 
Gewährung von Ausgleichsleistungen für finanzielle Nachteile im Zusam-
menhang mit der Beförderung von Fahrgästen mit einem Deutschlandti-
cket für den Zeitraum vom 1. Januar bis zum 30. April 2024.

2. Gemeinwirtschaftliche Verpflichtung

2.1  Alle Verkehrsunternehmen, die im Geltungsbereich dieser allgemei-
nen Vorschrift (dazu Nr. 2.4) öffentliche Personenverkehrsdienste 
des allgemeinen ÖPNV erbringen, sind verpflichtet, während der 
Laufzeit dieser allgemeinen Vorschrift (dazu Nr. 8) das Deutsch-
landticket im Sinne des § 9 Absatz 1 des Regionalisierungsgesetzes 
(RegG) als Teil des Gemeinschaftstarif des Münchner VerkehrsVer-
bundes (MVV-Tarif) unter Beachtung der im MVV-Tarif festgelegten 
Zusatzleistungen als Höchsttarif gemäß Artikel 3 Absatz 2 Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 gemäß den Vorgaben dieser allgemeinen 
Vorschrift entsprechend Nr. 2.2 anzuerkennen (im Folgenden Tarif-
anerkennung oder Tarifanerkennungspflicht).

2.2  Die Tarifanerkennung im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet die Beförde-
rung von Fahrgästen mit einem gültigen Deutschlandticket zu den 
in den MVV-Tarif integrierten bundesweit einheitlich geltenden 
Tarifbedingungen gemäß den Tarifbestimmungen Deutschland-
ticket in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.
nrw/koordinierungsrat.html) sowie der im MVV-Tarif festgelegten 
weiteren Tarifbestimmungen für das Deutschlandticket (Anlage 4), 
ohne dass den Fahrgästen hierfür zusätzliche Kosten entstehen. Die 
Anerkennung des Deutschlandtickets verpflichtet das Verkehrs-
unternehmen nicht zum Vertrieb; soweit vorhanden gelten diesbe-
züglich die entsprechenden Regelungen des jeweiligen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags zwischen dem Verkehrsunternehmen und 
der jeweils zuständigen Behörde (gemeinwirtschaftliche Verkehre, 
dazu Nr. 3.1). Die Verkehrsunternehmen sind im Zusammenhang 
mit der Anerkennung des Deutschlandtickets zudem berechtigt 
und verpflichtet, an der bundesweit abgestimmten Einnahmeauf-
teilung für das Deutschlandticket (vergleiche Beschlussfassung für 
ein bundesweites Clearingverfahren zur Zuscheidung der Einnah-
men aus dem Deutschlandticket auf Basis des Leipziger Modellan-
satzes in der jeweils geltenden Fassung (https://infoportal.mobil.
nrw/koordinierungsrat.html)) teilzunehmen. Entsprechend sind die 
hierfür erforderlichen Daten bereitzustellen, bestehende Einnah-
menansprüche vollumfänglich geltend zu machen und gegebenen-
falls diese Ansprüche überschießende Einnahmen abzugeben. Wenn 
durch die Fahrgeldzuscheidungen aus dem Deutschlandticket kein 
Nachteilsausgleich in Anspruch genommen werden muss, ist der 
den Soll-Einnahmewert 2024 übersteigende Betrag entsprechend 
den Vorgaben eines unter Beteiligung der Betroffenen festzule-
genden Systems zu verteilen. Konkretisierungen und ausführende 
Bestimmungen zum Leipziger Modellansatz und der Einnahmeauf-
teilung sind entsprechend zu beachten. Die Verkehrsunternehmen 
sind zudem verpflichtet, wenn und soweit im Zusammenhang mit 
der Tarifanerkennung erforderlich, Tarifgenehmigungsanträge für 
das Deutschlandticket selbst zu stellen oder bei entsprechenden Ta-
rifanträgen Dritter mitzuwirken und keine Einwände hiergegen vor-
zubringen. Sie haben in dem möglichen und erforderlichen Umfang 
an der bundesweit einheitlichen Umsetzung des Deutschlandtickets 
mitzuwirken. Die Umsetzung des Deutschlandtickets entsprechend 
den bundesweit abgestimmten Kontrollmerkmalen ist technisch 
unter Einsatz entsprechender Kontrollgeräte zu gewährleisten; die 
bundesweit abgestimmten Eckpunkte zur Kontrolle des Deutsch-
landtickets sind einzuhalten.

2.3  Die Tarifanerkennungspflicht im Sinne von Nr. 2.1 beinhaltet 
zudem die Beförderung von Studierenden, Auszubildenden und 

Freiwilligendienstleistenden mit einem gültigen ermäßigten 
Deutschlandticket (Ermäßigungsticket) gemäß Anlage 1. Die 
Verkehrsunternehmen sind im Hinblick auf die Anerkennung des 
Ermäßigungstickets zudem berechtigt und verpflichtet, bei der bun-
desweiten Einnahmenaufteilung wie folgt vorzugehen: Das Ermä-
ßigungsticket ist bei der bundesweiten Einnahmenaufteilung mit 
dem regulären Preis des Deutschlandtickets ohne die ergänzende 
Ermäßigung in Bayern anzusetzen.

2.4  Der Geltungsbereich dieser allgemeinen Vorschrift erstreckt sich 
geografisch auf das gesamte Gebiet, für das der Landkreis Freising, 
unter Berücksichtigung von bestehenden Regelungen zur Übertra-
gung von Zuständigkeiten mit benachbarten zuständigen Behörden, 
die Befugnis als zuständige Behörde im Sinne des Artikel 2 Buch-
stabe b) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 für den allgemeinen 
ÖPNV innehat. Erbringt ein Verkehrsunternehmen Betriebsleistun-
gen auch außerhalb dieses Zuständigkeitsgebietes und können die 
nicht gedeckten Ausgaben nicht eindeutig der Betriebsleistung im 
jeweiligen Gebiet der Aufgabenträger zugeordnet werden, erfolgt 
lediglich eine anteilige Zuordnung auf Grundlage der im Zustän-
digkeitsgebiet dieser Allgemeinverfügung erbrachten Fahrzeugkilo-
meter des jeweiligen Kalenderjahres. Dem Landkreis Freising steht 
es frei, das Zuständigkeitsgebiet dieser Allgemeinverfügung durch 
den Abschluss von Vereinbarungen mit anderen Aufgabenträgern 
zu erweitern oder zu verringern.

3.  Vorrangige Regelungen öffentlicher Dienstleistungsaufträge; 
Abschluss von Umsetzungsvereinbarungen

3.1  Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste im allgemeinen 
öffentlichen Personennahverkehr auf Grundlage öffentlicher 
Dienstleistungsaufträge erbracht werden (gemeinwirtschaftliche 
Verkehrsdienste), gelten die Regelungen dieses öffentlichen Dienst-
leistungsauftrags einschließlich etwaiger Ergänzungen oder 
Nachträge im Grundsatz vorrangig vor den Regelungen dieser 
allgemeinen Vorschrift. Dies gilt in Bezug auf die Pflicht zur Ta-
rifanerkennung nur insoweit, wie der jeweilige öffentliche Dienst-
leistungsauftrag eine entsprechende Pflicht zur Anerkennung des 
Deutschlandtickets enthält; im Übrigen ergibt sich die Tarifaner-
kennungspflicht einschließlich der hierfür zu gewährenden Aus-
gleichsleistungen aus dieser allgemeinen Vorschrift. Die Umsetzung 
der Tarifanerkennung im Einzelnen, die Ermittlung und Abwick-
lung der Ausgleichsleistungen sowie der erforderlichen Nachweis-
führung hierfür erfolgt auf Grundlage des jeweiligen öffentlichen 
Dienstleistungsauftrags unter vollständiger Beachtung der Rege-
lungen dieser allgemeinen Vorschrift.

3.2  Soweit öffentliche Personenverkehrsdienste eigenwirtschaftlich 
erbracht werden, können zur Umsetzung dieser allgemeinen Vor-
schrift, soweit erforderlich, Umsetzungsvereinbarungen zwischen 
dem jeweiligen Verkehrsunternehmen und dem Landkreis Freising 
abgeschlossen werden. In der Umsetzungsvereinbarung kann ins-
besondere die konkrete Abwicklung der Ausgleichsleistungen sowie 
der Nachweisführung nach Maßgabe dieser allgemeinen Vorschrift 
geregelt werden. Die Umsetzungsvereinbarung begründet keine ei-
genständigen Tarifanerkennungspflichten oder Ausgleichsansprü-
che.

4. Ausgleichsleistungen

4.1  Die Verkehrsunternehmen haben nach Maßgabe dieser allgemeinen 
Vorschrift Anspruch auf Ausgleichsleistungen für die ihnen durch 
die Anerkennung des Deutschlandtickets entstehenden finanziellen 
Nachteile. Die finanziellen Nachteile ergeben sich dabei aus einer 
Gegenüberstellung der Situation mit Anerkennung des Deutsch-
landtickets (Mit-Fall) und der Situation mit Anwendung der bis 
dahin geltenden Tarife (Ohne-Fall) unter Berücksichtigung sämt-
licher hiermit jeweils verbundenen positiven und negativen Effekte. 
Bei der Gegenüberstellung sind die nachfolgenden Grundsätze zu 
beachten; die Einzelheiten sind bei Bedarf im Rahmen des jeweils 
zugrundeliegenden öffentlichen Dienstleistungsauftrags oder einer 
Umsetzungsvereinbarung nach diesen Grundsätzen zu regeln.

  In Bezug auf die Ermittlung der Höhe der Ausgleichsleistungen 
gelten die Nrn. 5.4.1 bis 5.4.6 der Muster-Richtlinien Deutschland-
ticket 2024.

  Für neu eingeführte verkehrliche Angebote, für die keine Referenz-
werte in den Monaten Januar 2019 bis April 2019 ermittelt werden 
können, ist zur Ermittlung der Soll-Einnahmen ausnahmsweise 
die Nutzung von entsprechenden Ist-Daten des Jahres 2022 zu-
lässig. Sofern keine Werte aus den Vorjahren bestehen, sind vali-
dierte Prognosedaten zulässig. Diese Prognosedaten müssen unter 
Berücksichtigung der tatsächlichen Ist-Daten zur Nutzung mit 
dem Deutschlandticket und der preislichen Elastizität beim Nach-
weisverfahren validiert werden. Eine Fortschreibung der hochge-
rechneten Fahrgeldeinnahmen im Verhältnis zu der Veränderung 
der Betriebsleistungen für die Monate Januar 2024 bis April 2024 
gegenüber dem Referenzzeitraum des Kalenderjahres 2019 nach 
Nr. 5.4.1.1 Satz 8 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 
erfolgt nicht, soweit bei der Ermittlung der Soll-Einnahmen die Be-
triebsleistungsveränderung durch die Nutzung von entsprechenden 
Ist-Daten aus dem Referenzzeitraum des Jahres 2022 oder Progno-
sedaten bereits berücksichtigt ist.

  Dies gilt gleichermaßen auch für das Ermäßigungsticket zum 
Deutschlandticket; dieses ist im ersten Schritt bei der Ermittlung 
der Höhe der Ausgleichsleistungen wie das reguläre Deutschland-
ticket zu berücksichtigen. Im zweiten Schritt ist eine gesonderte 
Darstellung der Höhe der zusätzlichen Ausgleichsleistungen für die 
Ermäßigungstickets nach Maßgabe von Nr. 4.1.4 erforderlich.

4.1.1 Entfällt

4.1.2  Bestehende Ausgleichsregelungen für sonstige Tarifmaßnahmen 
bleiben unberührt. Dies gilt insbesondere für den gesetzlichen Aus-
gleichsanspruch nach den §§ 228 ff. SGB IX. Dies gilt gleichermaßen 
auch für weitere bestehende Tarifvorgaben und darauf bezogene 
Ausgleichsregelungen des Landkreis Freising (zum Beispiel aktuell 
für das 365-Euro-Ticket) oder Dritter, die für das Verkehrsunterneh-
men Geltung beanspruchen. Bestehen mehrere Ausgleichsregelun-
gen nebeneinander, insbesondere bei Tarifvorgaben im Rahmen 
verschiedener allgemeiner Vorschriften, ist sicherzustellen, dass 
Ausgleichsleistungen für dieselbe Tarifvorgabe nicht mehrfach 
gewährt werden. Hierzu sind die jeweiligen Tarifvorgaben und die 
hierfür gewährten Ausgleichsleistungen im Rahmen der Nachweis-
führung (dazu Nr. 5) jeweils getrennt und nachvollziehbar darzu-
stellen.

4.1.3  Der Landkreis Freising kann künftig auch zusätzliche Tarifvorgaben 
und Ausgleichsregelungen treffen.

4.1.4  Die Höhe der Ausgleichsleistungen für die ergänzende Ermäßigung 
des Ermäßigungstickets ergibt sich aus der Differenz zwischen den 
nach Nr. 5.4.1.2 Satz 1 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 
2024 anzusetzenden Fahrgeldeinnahmen und den tatsächlichen 
Fahrgeldeinnahmen aus dem Verkauf der Ermäßigungstickets.

4.2  Bestehende Regelungen in öffentlichen Dienstleistungsaufträgen 
bleiben unberührt.

4.3  Die Ausgleichsleistungen nach dieser allgemeinen Vorschrift sind 
der Höhe nach begrenzt auf den finanziellen Nettoeffekt nach Ar-
tikel 3 Absatz 2, Artikel 4 Absatz 1 und Artikel 6 Absatz 1 in Ver-
bindung mit dem Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. 
Diesbezüglich gilt:

4.3.1  Der finanzielle Nettoeffekt für die Erfüllung der Tarifpflicht aus die-
ser allgemeinen Vorschrift entspricht nach dem Anhang der Verord-
nung (EG) Nr. 1370/2007 der Summe aller (positiven und negativen) 
Auswirkungen aus der Erfüllung der Tarifpflicht im Geltungsbereich 
dieser allgemeinen Vorschrift in Bezug auf das Deutschlandticket. 
Für die Ermittlung des finanziellen Nettoeffekts ist somit eine Auf-
stellung aller Auswirkungen auf die Kosten und Einnahmen vor-
zunehmen. Bei den Auswirkungen auf die Einnahmen erfolgt eine 
Gegenüberstellung der Differenz des Mit-Falls und des Ohne-Falls 
entsprechend Nr. 4.1. Weitergehende Auswirkungen auf die Einnah-
men können berücksichtigt werden, soweit diese im Einzelfall nach-
weisbar sind. Die Auswirkungen auf die Kosten (Ausgaben) richten 
sich ebenfalls nach Nr. 4.1.

4.3.2  Die Anforderungen des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 
werden bei gemeinwirtschaftlichen Verkehren im Rahmen des je-
weiligen öffentlichen Dienstleistungsauftrags umgesetzt. Dies gilt 
insbesondere im Hinblick auf das Erfordernis einer Trennungsrech-
nung gemäß Nr. 5 sowie die Gewährleistung eines Anreizes gemäß 
Nr. 7 des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007. Im Hinblick 
auf die Vermeidung einer Überkompensation gilt Nr. 4.3.4; die Um-
setzung ist im Rahmen des jeweiligen öffentlichen Dienstleistungs-
auftrags zu gewährleisten.

4.3.3  Bei eigenwirtschaftlichen Verkehren werden die Anforderungen des 
Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 wie folgt gewährleis-
tet:

 -  Die Vorgaben zur Trennungsrechnung gemäß Nr. 5 und zum an-
gemessenen Gewinn nach Nr. 6 des Anhangs der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 sind einzuhalten.

4.3.4  Die Höhe der jeweiligen Ausgleichsleistung darf den finanziellen 
Nettoeffekt der Summe aller positiven und negativen Auswirkungen 
der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtung des Ver-
kehrsunternehmens in Form der Anerkennung und Anwendung des 
Tarifs für das Deutschlandticket nicht übersteigen. Zum Nachweis 
der Überkompensation haben die Verkehrsunternehmen dem Land-
kreis Freising bis zum 31.12. des Folgejahres eine unternehmensin-
dividuelle Ergebnisrechnung über die Berechnung des finanziellen 
Nettoeffekts aus der Anerkennung und Anwendung des Tarifs für 
das Deutschlandticket vorzulegen. Unter Beachtung der weiteren 
Vorgaben der „Musterrichtlinien zum Ausgleich nicht gedeckter 
Ausgaben im öffentlichen Personennahverkehr im Zusammenhang 
mit dem Deutschlandticket im Jahr 2024 aus Bundes- und Landes-
mitteln vom 16. November 2023“ (Anlage 2) berechnet sich der fi-
nanzielle Nettoeffekt aus der Summe der (positiven oder negativen) 
Auswirkungen der Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen Verpflich-
tung des Verkehrsunternehmens zur Anerkennung und Anwendung 
des Deutschlandticket-Tarifs auf die Einnahmen des Verkehrsun-
ternehmens sowie auf seine Kosten, soweit diese als zusätzlicher 
Nachteil vom Verkehrsunternehmen bei der Ausgleichsberechnung 
geltend gemacht werden oder soweit das Verkehrsunternehmen 
aufgrund der Einführung des Deutschlandtickets Kosten erspart, 
zzgl. eines angemessenen Gewinns. Die Richtigkeit der Ergebnis-
rechnung und die Angemessenheit des Gewinns müssen durch 
einen Wirtschaftsprüfer bescheinigt werden.

4.3.5  Die Ausgleichsleistungen werden im Interesse und zur Förderung 
des ÖPNV geleistet und stehen nicht in unmittelbarem Zusammen-
hang mit einzelnen Beförderungsleistungen, sondern richten sich 
auf den Ausgleich nicht gedeckter Kosten aus der Anwendung des 
Deutschlandtickets. Förderziel ist die Gewährleistung einer aus-
reichenden Bedienung der Bevölkerung mit Verkehrsleistungen 
im ÖPNV. Die Ausgleichsleistungen unterliegen als echte nicht 
steuerbare Zuschüsse nicht der Umsatzsteuer. Die Zahlungen wer-
den daher netto (ohne Umsatzsteuer) geleistet. Sind von den Ver-
kehrsunternehmen Umsatzsteuerbeträge rückwirkend zu entrichten 
(durch Änderung der rechtlichen Beurteilung z.B. im Rahmen einer 
steuerlichen Betriebsprüfung), erhöht sich der Ausgleichsanspruch 
der Verkehrsunternehmen nicht. Dies gilt ebenso für durch die 
nachträgliche Zahlung entstehenden steuerlichen Nebenleistungen 
im Sinne des § 3 Absatz 4 Abgabenordnung. Der Landkreis Freising 
wird eine nachteilige Änderung der umsatzsteuerlichen Behand-
lung der Ausgleichsleistungen zum Anlass nehmen, die Angemes-
senheit der Pflichten der Verkehrsunternehmen zu überprüfen.

5. Darlegungs- und Nachweispflichten

5.1  Das Verkehrsunternehmen trägt die Darlegungs- und Nachweis-
pflicht für sämtliche in dieser allgemeinen Vorschrift geregelten 
Voraussetzungen und Anforderungen an die Gewährung der Aus-
gleichsleistungen. Es ist verpflichtet, sämtliche für die Durch-
führung dieser allgemeinen Vorschrift erforderlichen Angaben 
vollständig und wahrheitsgemäß zu machen.

5.2  Die Verkehrsunternehmen sind verpflichtet, jeweils bis zum 20. 
eines Monats für den Vormonat alle selbst oder im Namen des Ver-
kehrsunternehmens erfolgten Verkäufe des Deutschlandtickets ein-
schließlich der Verkäufe des ermäßigten Deutschlandtickets, wobei 
hier der nicht ermäßigte Kaufpreis anzusetzen ist, unmittelbar an 
die in Nr. 6.3 der Muster-Richtlinien Deutschlandticket 2024 be-
nannte Clearingstelle zu melden. Die Verkehrsunternehmen werden 
verpflichtet, die selbst oder im Namen des Verkehrsunternehmens 
erfolgten Verkäufe der übrigen Fahrausweise bis zum 50. Tag nach 
Ende eines Monats unmittelbar an die in Nr. 6.3 der Muster-Richt-
linien Deutschlandticket 2024 benannte Clearingstelle zu melden. 
Die Verkehrsunternehmen werden verpflichtet, die vorläufigen 
Soll-Einnahmen inklusive tariflicher Fortschreibung gemäß Mus-
ter-Richtlinien Deutschlandticket 2024 an die in Nr. 6.3 der Mus-
ter-Richtlinien Deutschlandticket 2024 benannte Clearingstellte 
einmalig monatsscharf für das gesamte Jahr 2024 bis zum 20. Feb-

Fortsetzung auf der nächsten Seite


